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NanoFocus AG 

Oberhausen 

 

WKN A3H224 (bis 4. August 2024) 

ISIN DE000A3H2242 (bis 4. August 2024) 

 

WKN A40ESC (ab 5. August 2024) 

ISIN DE000A40ESC1 (ab 5. August 2024) 

Eindeutige Kennung des Ereignisses : N2F00824GMET 

 

Einladung zur ordentlichen (virtuellen) Hauptversammlung 

 

Hiermit laden wir unsere Aktionäre zur ordentlichen Hauptversammlung ein, die 

am Mittwoch, den 28. August 2024, um 14.00 Uhr MESZ, 

stattfindet. 

Die Hauptversammlung wird gemäß § 16 Abs. 1a der Satzung der Gesellschaft in der Form einer 

virtuellen Hauptversammlung gemäß § 118a Aktiengesetz („AktG“) ohne physische Präsenz der 

Aktionäre oder ihrer Bevollmächtigten (mit Ausnahme der Stimmrechtsvertreter der Gesellschaft) 

virtuell abgehalten. 

Die Hauptversammlung wird für ordnungsgemäß angemeldete Aktionäre bzw. deren Bevollmächtigte 

live in Bild und Ton im Internet auf der Internetseite der NanoFocus AG unter 

https://www.nanofocus.de/investor-relations/hauptversammlung/ im passwortgeschützten 

Internetservice übertragen. Die Stimmrechtsausübung der Aktionäre erfolgt – durch die Aktionäre 

selbst oder durch Bevollmächtigte – ausschließlich im Wege der elektronischen Briefwahl oder durch 

Vollmachtserteilung an die von der Gesellschaft benannten Stimmrechtsvertreter. Ort der 

Hauptversammlung im Sinne des Aktiengesetzes sind die Geschäftsräume am Sitz der NanoFocus AG, 

Max-Planck-Ring 48, 46049 Oberhausen. 

Eine physische Präsenz der Aktionäre und ihrer Bevollmächtigten (mit Ausnahme der von der 

Gesellschaft benannten Stimmrechtsvertreter) am Ort der Hauptversammlung ist ausgeschlossen. Zu 

weiteren Einzelheiten vgl. die weiteren „Informationen zur Durchführung der virtuellen 

Hauptversammlung“ am Ende der Einladung im Anschluss an die Tagesordnung. 
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Mindestinformationen nach § 125 Abs. 1 AktG i.V.m. § 125 Abs. 5 AktG, Artikel 4 Abs. 1 
sowie Tabelle 3 Blöcke A bis C des Anhangs der Durchführungsverordnung (EU) 
2018/1212 

Art der Angabe Beschreibung 

A. Inhalt der Mitteilung 

1. Eindeutige Kennung des Ereignisses N2F00824GMET 

2. Art der Mitteilung Einladung zur Hauptversammlung 

[im Format gemäß Durchführungsverordnung (EU) 2018/1212: 

NEWM] 

B. Angaben zum Emittenten 

1. ISIN  DE000A3H2242 (bis 04.08.2024) 

DE000A40ESC1 (ab 05.08.2024) 

2. Name des Emittenten  NanoFocus AG 

C. Angaben zur Hauptversammlung 

1. Datum der Hauptversammlung  28.08.2024 

[im Format gemäß Durchführungsverordnung (EU) 2018/1212:  

20240828] 

2. Uhrzeit der Hauptversammlung 14:00 Uhr (MESZ) 

[im Format gemäß Durchführungsverordnung (EU) 2018/1212:  

12:00 UTC] 

3. Art der Hauptversammlung  Ordentliche Hauptversammlung 

[im Format gemäß Durchführungsverordnung (EU) 2018/1212: 

GMET] 

4. Ort der Hauptversammlung  Virtuelle Hauptversammlung:  

https://www.nanofocus.de/investor-relations/hauptversammlung/ 

Im Sinne des Aktiengesetzes:  

NanoFocus AG, Max-Planck-Ring 48, 46049 Oberhausen, 

Deutschland 

5. Aufzeichnungsdatum  06.08.2024, 24:00 Uhr (MESZ) 

[im Format gemäß Durchführungsverordnung (EU) 2018/1212:  

20240806] 

6. Uniform Resource Locator (URL)  https://www.nanofocus.de/investor-relations/hauptversammlung/ 
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Tagesordnung 

1. Vorlage des festgestellten Jahresabschlusses, des Lageberichts sowie des Berichts des 

Aufsichtsrats für das Geschäftsjahr 2023 

Der Aufsichtsrat hat den vom Vorstand aufgestellten Jahresabschluss gebilligt. Der 

Jahresabschluss ist damit festgestellt. Entsprechend den gesetzlichen Bestimmungen ist zu 

diesem Tagesordnungspunkt keine Beschlussfassung vorgesehen. 

Die vorgenannten Unterlagen können von der Einberufung der Hauptversammlung an und auch 

während der Hauptversammlung auf der Internetseite der Gesellschaft unter 

https://www.nanofocus.de/investor-relations/hauptversammlung/ eingesehen werden. 

Überdies werden die Unterlagen während der Hauptversammlung erläutert werden.  

2. Beschlussfassung über die Entlastung des Vorstands für das Geschäftsjahr 2023 

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor dem im Geschäftsjahr 2023 amtierenden Mitglied des 

Vorstands für dieses Geschäftsjahr die Entlastung zu erteilen. 

3. Beschlussfassung über die Entlastung der Mitglieder des Aufsichtsrats für das Geschäftsjahr 

2023 

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, den im Geschäftsjahr 2023 amtierenden Mitgliedern des 

Aufsichtsrats, 

a) Herrn Stephan Gais,  

b) Herrn Manuel Hüsken und 

c) Herrn Ralf Terheyden  

für dieses Geschäftsjahr im Wege der Einzelbeschlussfassung Entlastung zu erteilen. 

4. Beschlussfassung über die Wahl des Abschlussprüfers für das Geschäftsjahr 2024 

Der Aufsichtsrat schlägt vor, die PricewaterhouseCoopers GmbH Wirtschaftsprüfungsgesellschaft, 

Hannover, zum Abschlussprüfer für das Geschäftsjahr 2024 zu wählen. 

5. Beschlussfassung über die Aufhebung des vorhandenen genehmigten Kapitals (Genehmigtes 

Kapital 2020) und die Schaffung eines neuen genehmigten Kapitals, teilweise mit der 

Möglichkeit zum Ausschluss des Bezugsrechts (Genehmigtes Kapital 2024) sowie über die 

Änderung der Satzung 

Die Satzung der Gesellschaft enthält in § 4 Abs. (3) ein Genehmigtes Kapital (Genehmigtes Kapital 

2020), das den Vorstand mit Zustimmung des Aufsichtsrats ermächtigt, bis zum 11. August 2025 

das Grundkapital der Gesellschaft einmalig oder mehrmals durch ein- oder mehrmalige Ausgabe 

von neuen, auf den Inhaber lautenden Stückaktien gegen Bar- und/oder Sacheinlage zu erhöhen. 

Von dieser Ermächtigung ist bislang kein Gebrauch gemacht worden. 
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Um es der Gesellschaft zu ermöglichen, flexibel zu reagieren, soll das vorstehend beschriebene 

genehmigte Kapital aufgehoben werden und ein neues Genehmigtes Kapital (Genehmigtes Kapital 

2024) geschaffen werden. Dabei soll insbesondere auch dem Umstand Rechnung getragen 

werden, dass das maximale Volumen für einen erleichterten Ausschluss des Bezugsrechts gemäß 

§ 186 Abs. 3 Satz 4 AktG durch das am 15. Dezember 2023 in Kraft getretene Gesetz zur 

Finanzierung von zukunftssichernden Investitionen („Zukunftsfinanzierungsgesetz“) von vormals 

10% des Grundkapitals auf 20% des Grundkapitals erhöht worden ist. 

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, folgende Beschlüsse zu fassen: 

a) Das Genehmigte Kapital 2020 in § 4 Abs. (3) der Satzung wird, soweit im Zeitpunkt der 

Aufhebung noch nicht ausgenutzt, mit Wirkung auf den Zeitpunkt der Eintragung des 

nachfolgend bestimmten neuen Genehmigten Kapitals 2024 in das Handelsregister 

aufgehoben. 

b) Der Vorstand wird ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats bis zum 27. August 2029 das 

Grundkapital der Gesellschaft einmalig oder mehrmals um bis zu insgesamt EUR  1.505.417,00 

durch ein- oder mehrmalige Ausgabe von insgesamt bis zu 1.505.417 neuen, auf den Inhaber 

lautenden Stückaktien gegen Bar- und/oder Sacheinlage zu erhöhen (Genehmigtes Kapital 

2024). 

Den Aktionären ist grundsätzlich ein Bezugsrecht zu gewähren. Das Bezugsrecht kann auch in 

der Weise eingeräumt werden, dass neue Aktien von einem Kreditinstitut oder einem nach § 

53 Abs. 1 Satz 1 oder § 53b Abs. 1 Satz 1 oder Abs. 7 KWG tätigen Unternehmen (Finanzinstitut) 

oder einem Konsortium solcher Kredit- bzw. Finanzinstitute mit der Verpflichtung 

übernommen werden, sie den Aktionären der Gesellschaft zum Bezug anzubieten Der 

Vorstand wird jedoch ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats das Bezugsrecht der 

Aktionäre in den folgenden Fällen ganz oder teilweise auszuschließen: 

• zum Ausgleich von Spitzenbeträgen; 

• wenn die Kapitalerhöhung gegen Bareinlagen erfolgt und der auf die neuen Aktien, für die 

das Bezugsrecht ausgeschlossen wird, insgesamt entfallende anteilige Betrag des 

Grundkapitals 20 % bezogen sowohl auf den Zeitpunkt dieser Beschlussfassung als auch 

zum Zeitpunkt der Ausgabe der neuen Aktien vorhandenen Grundkapitals nicht übersteigt 

und der Ausgabebetrag der neuen Aktien den Börsenpreis der bereits in den Handel 

einbezogenen Aktien gleicher Gattung und Ausstattung zum Zeitpunkt der Festlegung des 

endgültigen Ausgabebetrags durch den Vorstand nicht wesentlich im Sinne der §§ 203 

Abs.(1) und (2), 186 Abs. (3) Satz 4 AktG unterschreitet; bei der Berechnung der 20%-

Grenze ist der anteilige Betrag am Grundkapital abzusetzen, der auf neue oder 

zurückerworbene Aktien entfällt, die seit dem 28. August 2024 unter vereinfachtem 

Bezugsrechtsausschluss gemäß oder entsprechend § 186 Abs. (3) Satz 4 AktG ausgegeben 

oder veräußert worden sind. Im Sinne dieser Ermächtigung gilt als Ausgabebetrag bei 

Übernahme der neuen Aktien durch einen Emissionsmittler unter gleichzeitiger 

Verpflichtung des Emissionsmittlers, die neuen Aktien einem oder mehreren von der 

Gesellschaft bestimmten Dritten zum Erwerb anzubieten, der Betrag, der von dem oder 

den Dritten zu zahlen ist; 
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• bei Kapitalerhöhungen gegen Sacheinlagen, insbesondere zur Gewährung von Aktien zum 

Zweck des Erwerbs von Unternehmen, Unternehmensteilen oder Beteiligungen an 

Unternehmen; 

• wenn die Aktien Arbeitnehmern der Gesellschaft und/oder Arbeitnehmern eines mit der 

Gesellschaft verbundenen Unternehmens im Sinne von § 15 AktG zum Erwerb angeboten 

oder auf sie übertragen werden. Die neuen Aktien können dabei auch an ein geeignetes 

Kreditinstitut ausgegeben werden, das die Aktien mit der Verpflichtung übernimmt, sie 

ausschließlich an die hiernach begünstigten Personen weiterzugeben. Die Anzahl der so 

unter Ausschluss des Bezugsrechts ausgegebenen Aktien darf 2% des Grundkapitals nicht 

überschreiten, und zwar weder im Zeitpunkt des Wirksamwerdens noch im Zeitpunkt der 

Ausübung dieser Ermächtigung; 

• soweit dies erforderlich ist, um den Inhabern bzw. Gläubigern der von der Gesellschaft 

oder ihren Konzerngesellschaften ausgegebenen Schuldverschreibungen mit Options- 

oder Wandlungsrechten bzw. -pflichten ein Bezugsrecht auf neue Aktien in dem Umfang 

einzuräumen, wie es ihnen nach Ausübung ihres Options- oder Wandlungsrechts bzw. 

nach Erfüllung einer Options- bzw. Wandlungspflicht zustünde. 

Der Vorstand wird ferner ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats den weiteren Inhalt 

der Aktienrechte und die Bedingungen der Aktienausgabe bei der Durchführung von 

Kapitalerhöhungen aus dem Genehmigten Kapital 2024 festzulegen. Der Aufsichtsrat wird 

ermächtigt, die Fassung der Satzung nach vollständiger oder teilweiser Durchführung der 

Erhöhung des Grundkapitals aus dem Genehmigten Kapital 2024 oder nach Ablauf der 

Ermächtigungsfrist entsprechend dem Umfang der Kapitalerhöhung aus dem Genehmigten 

Kapital 2024 anzupassen. 

c) § 4 Abs. (3) der Satzung wird insgesamt wie folgt neu gefasst: 

„(3) Der Vorstand ist ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats bis zum 27. August 2029 

das Grundkapital der Gesellschaft einmalig oder mehrmals um bis zu insgesamt 

EUR  1.505.417,00 durch ein- oder mehrmalige Ausgabe von insgesamt bis zu 1.505.417 

neuen, auf den Inhaber lautenden Stückaktien gegen Bar- und/oder Sacheinlage zu 

erhöhen (Genehmigtes Kapital 2024). 

Den Aktionären ist grundsätzlich ein Bezugsrecht zu gewähren. Das Bezugsrecht kann 

auch in der Weise eingeräumt werden, dass neue Aktien von einem Kreditinstitut oder 

einem nach § 53 Abs. 1 Satz 1 oder § 53b Abs. 1 Satz 1 oder Abs. 7 KWG tätigen 

Unternehmen (Finanzinstitut) oder einem Konsortium solcher Kredit- bzw. Finanzinstitute 

mit der Verpflichtung übernommen werden, sie den Aktionären der Gesellschaft zum 

Bezug anzubieten. Der Vorstand ist jedoch ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats 

das Bezugsrecht der Aktionäre in den folgenden Fällen ganz oder teilweise auszuschließen: 

• zum Ausgleich von Spitzenbeträgen; 

• wenn die Kapitalerhöhung gegen Bareinlagen erfolgt und der auf die neuen Aktien, für 

die das Bezugsrecht ausgeschlossen wird, insgesamt entfallende anteilige Betrag des 

Grundkapitals 20 % bezogen sowohl auf den Zeitpunkt dieser Beschlussfassung als 

auch zum Zeitpunkt der Ausgabe der neuen Aktien vorhandenen Grundkapitals nicht 
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übersteigt und der Ausgabebetrag der neuen Aktien den Börsenpreis der bereits in den 

Handel einbezogenen Aktien gleicher Gattung und Ausstattung zum Zeitpunkt der 

Festlegung des endgültigen Ausgabebetrags durch den Vorstand nicht wesentlich im 

Sinne der §§ 203 Abs. (1) und (2), 186 Abs. (3) Satz 4 AktG unterschreitet; bei der 

Berechnung der 20%-Grenze ist der anteilige Betrag am Grundkapital abzusetzen, der 

auf neue oder zurückerworbene Aktien entfällt, die seit dem 28. August 2024 unter 

vereinfachtem Bezugsrechtsausschluss gemäß oder entsprechend § 186 Abs. (3) Satz 4 

AktG ausgegeben oder veräußert worden sind. Im Sinne dieser Ermächtigung gilt als 

Ausgabebetrag bei Übernahme der neuen Aktien durch einen Emissionsmittler unter 

gleichzeitiger Verpflichtung des Emissionsmittlers, die neuen Aktien einem oder 

mehreren von der Gesellschaft bestimmten Dritten zum Erwerb anzubieten, der Betrag, 

der von dem oder den Dritten zu zahlen ist; 

• bei Kapitalerhöhungen gegen Sacheinlagen, insbesondere zur Gewährung von Aktien 

zum Zweck des Erwerbs von Unternehmen, Unternehmensteilen oder Beteiligungen an 

Unternehmen; 

• wenn die Aktien Arbeitnehmern der Gesellschaft und/oder Arbeitnehmern eines mit der 

Gesellschaft verbundenen Unternehmens im Sinne von § 15 AktG zum Erwerb 

angeboten oder auf sie übertragen werden. Die neuen Aktien können dabei auch an ein 

geeignetes Kreditinstitut ausgegeben werden, das die Aktien mit der Verpflichtung 

übernimmt, sie ausschließlich an die hiernach begünstigten Personen weiterzugeben. 

Die Anzahl der so unter Ausschluss des Bezugsrechts ausgegebenen Aktien darf 2% des 

Grundkapitals nicht überschreiten, und zwar weder im Zeitpunkt des Wirksamwerdens 

noch im Zeitpunkt der Ausübung dieser Ermächtigung; 

• soweit dies erforderlich ist, um den Inhabern bzw. Gläubigern der von der Gesellschaft 

oder ihren Konzerngesellschaften ausgegebenen Schuldverschreibungen mit Options- 

oder Wandlungsrechten bzw. -pflichten ein Bezugsrecht auf neue Aktien in dem 

Umfang einzuräumen, wie es ihnen nach Ausübung ihres Options- oder 

Wandlungsrechts bzw. nach Erfüllung einer Options- bzw. Wandlungspflicht zustünde. 

Der Vorstand ist ferner ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats den weiteren Inhalt 

der Aktienrechte und die Bedingungen der Aktienausgabe bei der Durchführung von 

Kapitalerhöhungen aus dem Genehmigten Kapital 2024 festzulegen. Der Aufsichtsrat ist 

ermächtigt, die Fassung der Satzung nach vollständiger oder teilweiser Durchführung der 

Erhöhung des Grundkapitals aus dem Genehmigten Kapital 2024 oder nach Ablauf der 

Ermächtigungsfrist entsprechend dem Umfang der Kapitalerhöhung aus dem 

Genehmigten Kapital 2024 anzupassen.“ 

d) Der Vorstand wird angewiesen, die unter lit. a) beschlossene Aufhebung des bestehenden 

Genehmigten Kapitals 2020 gemeinsam mit der unter lit. b) beschlossenen Schaffung des 

neuen Genehmigten Kapital 2024 und der unter lit. c) beschlossene Satzungsänderung zur 

Eintragung in das Handelsregister anzumelden. Die Anmeldung hat so zu erfolgen, dass 

zunächst die Aufhebung des Genehmigten Kapitals 2020 eingetragen werden soll und im 

unmittelbaren Anschluss daran die beschlossene Schaffung des neuen Genehmigten Kapitals 

2024 mit der beschlossenen Satzungsänderung ins Handelsregister eingetragen werden soll. 
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6. Beschlussfassung über eine neue Ermächtigung zur Ausgabe von Wandel- und/oder 

Optionsschuldverschreibungen und zum Ausschluss des Bezugsrechts nebst gleichzeitiger 

Schaffung eines neuen bedingten Kapitals (Bedingtes Kapital 2024), die Aufhebung der 

bestehenden Ermächtigung zur Ausgabe von Wandel- und/oder 

Optionsschuldverschreibungen, die Aufhebung des bestehenden Bedingten Kapitals 2020 und 

entsprechende Satzungsänderung 

Dem Vorstand wurde mit Beschluss der Hauptversammlung vom 12. August 2020 die 

Ermächtigung erteilt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats bis zum 11. August 2025 einmalig oder 

mehrmals auf den Inhaber lautende Wandel- und/oder Optionsschuldverschreibungen 

(zusammen „Schuldverschreibungen“) mit oder ohne Laufzeitbeschränkung im 

Gesamtnennbetrag von bis zu EUR 30.000.000,00 zu begeben und den Inhabern bzw. Gläubigern 

von Schuldverschreibungen Wandlungs- bzw. Optionsrechte (auch mit Wandlungspflicht) für auf 

den Inhaber lautende Stückaktien der Gesellschaft mit einem anteiligen Betrag des Grundkapitals 

von insgesamt bis zu EUR 3.186.740,00 nach näherer Maßgabe der Wandel- bzw. 

Optionsanleihebedingungen zu gewähren. Zur Bedienung der Schuldverschreibungen wurde ein 

Bedingtes Kapital 2020 in Höhe von bis zu EUR 3.186.740,00 (§ 4 Abs. (6) der Satzung der 

Gesellschaft) geschaffen. 

Von dieser Ermächtigung wurde bislang kein Gebrauch gemacht. 

Vorstand und Aufsichtsrat halten es für zweckmäßig, die bestehende Ermächtigung 2020 sowie 

das bestehende Bedingte Kapital 2020 aufzuheben und durch eine neue Ermächtigung sowie ein 

neues bedingtes Kapital zu ersetzen. Dabei soll auch insoweit dem Umstand Rechnung getragen 

werden, dass das maximale Volumen für einen erleichterten Ausschluss des Bezugsrechts gemäß 

bzw. in entsprechender Anwendung von § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG durch das am 15. Dezember 

2023 in Kraft getretene Zukunftsfinanzierungsgesetz von vormals 10% des Grundkapitals auf 20% 

des Grundkapitals erhöht worden ist. 

Angesichts des Umstands, dass von der Ermächtigung 2020 noch kein Gebrauch gemacht wurde 

und diese vollständig aufgehoben werden soll und ab diesem Zeitpunkt unter dieser Ermächtigung 

somit keine Schuldverschreibungen ausgegeben werden können, kann das bestehende Bedingte 

Kapital 2020 vollständig aufgehoben und die Satzung entsprechend angepasst werden.  

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, folgende Beschlüsse zu fassen: 

a) Ermächtigung zur Ausgabe von Wandel- und/oder Optionsschuldverschreibungen und zum 

Ausschluss des Bezugsrechts 

(1) Allgemeines 

Der Vorstand wird ermächtigt, bis zum 27. August 2029 mit Zustimmung des 

Aufsichtsrats einmalig oder mehrmals auf den Inhaber lautende Wandel- und/oder 

Optionsschuldverschreibungen (zusammen „Schuldverschreibungen“) mit oder ohne 

Laufzeitbeschränkung im Gesamtnennbetrag von bis zu EUR 7.500.000,00 zu begeben 

und den Inhabern bzw. Gläubigern von Schuldverschreibungen Wandlungs- bzw. 

Optionsrechte (auch mit Wandlungspflicht) für auf den Inhaber lautende Stückaktien 

der Gesellschaft mit einem anteiligen Betrag des Grundkapitals von insgesamt bis zu  
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EUR 1.505.417,00 nach näherer Maßgabe der Wandel- bzw. 

Optionsanleihebedingungen zu gewähren.  

Die Schuldverschreibungen können auch durch ein unter der Leitung der Gesellschaft 

stehendes Konzernunternehmen („Konzernunternehmen“) ausgegeben werden; in 

einem solchen Falle wird der Vorstand ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats für 

die Gesellschaft die Garantie für die Schuldverschreibungen zu übernehmen und den 

Inhabern der Schuldverschreibungen Wandlungs- bzw. Optionsrechte (auch mit 

Wandlungspflicht) für auf den Inhaber lautende Stückaktien der Gesellschaft zu 

gewähren.  

Die Anleiheemissionen werden in Teilschuldverschreibungen eingeteilt. 

(2) Wandelschuldverschreibungen und Optionsschuldverschreibungen 

Im Falle der Ausgabe von Wandelschuldverschreibungen erhalten die Inhaber das Recht, 

ihre Teilschuldverschreibungen nach näherer Maßgabe der vom Vorstand 

festzulegenden Wandelanleihebedingungen in neue, auf den Inhaber lautende 

Stückaktien der Gesellschaft zu wandeln. Das Wandlungsverhältnis ergibt sich aus der 

Division des Nennbetrags einer Teilschuldverschreibung durch den festgesetzten 

Wandlungspreis für eine auf den Inhaber lautende Stückaktie der Gesellschaft. Liegt der 

Ausgabebetrag einer Teilschuldverschreibung unter deren Nennbetrag, so ergibt sich 

das Wandlungsverhältnis durch Division des Ausgabebetrags der 

Teilschuldverschreibung durch den festgesetzten Wandlungspreis für eine neue, auf den 

Inhaber lautende Stückaktie der Gesellschaft. Das Wandlungsverhältnis kann auf ein 

ganzzahliges Verhältnis auf- oder abgerundet werden; ferner kann gegebenenfalls eine 

in bar zu leistende Zuzahlung festgesetzt werden. Im Übrigen kann vorgesehen werden, 

dass Spitzen zusammengelegt und/oder in Geld ausgeglichen werden.  

Im Falle der Ausgabe von Optionsschuldverschreibungen werden jeder 

Teilschuldverschreibung ein oder mehrere Optionsscheine beigefügt, die den Inhaber 

berechtigen, nach Maßgabe der vom Vorstand festzulegenden Optionsbedingungen auf 

den Inhaber lautende Stückaktien der Gesellschaft zu beziehen. Die Laufzeit des 

Optionsrechts darf die Laufzeit der Optionsschuldverschreibung nicht überschreiten. Im 

Übrigen kann vorgesehen werden, dass Spitzen zusammengelegt und/oder in Geld 

ausgeglichen werden.  

§ 9 Abs. 1 AktG und § 199 AktG bleiben unberührt. 

(3) Wandlungspflicht 

Die Wandelanleihebedingungen können auch eine Wandlungspflicht zum Ende der 

Laufzeit (oder zu einem früheren Zeitpunkt) vorsehen. Der anteilige Betrag am 

Grundkapital der bei Wandlung auszugebenden Aktien darf den Nennbetrag der 

Teilschuldverschreibung nicht überschreiten. Die Gesellschaft kann in den 

Anleihebedingungen berechtigt werden, eine etwaige Differenz zwischen dem 

Nennbetrag der Wandelschuldverschreibung und dem Produkt aus Wandlungspreis und 

Umtauschverhältnis ganz oder teilweise in bar auszugleichen.  
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§ 9 Abs. 1 AktG und § 199 AktG bleiben unberührt. 

(4) Ersetzungsbefugnis 

Die Anleihebedingungen von Wandel- bzw. Optionsanleihen können das Recht der 

Gesellschaft vorsehen, den Gläubigern der Schuldverschreibung ganz oder teilweise 

anstelle der Zahlung des fälligen Geldbetrags Aktien der Gesellschaft zu gewähren. Die 

Aktien werden jeweils mit einem Wert angerechnet, der nach näherer Maßgabe der 

Anleihebedingungen dem auf volle Cents aufgerundeten arithmetischen Mittelwert der 

Schlussauktionspreise von Aktien gleicher Ausstattung der Gesellschaft im Xetra-Handel 

(oder in einem an die Stelle des Xetra-Systems getretenen funktional vergleichbaren 

Nachfolgesystem) an der Frankfurter Wertpapierbörse an den letzten zehn 

Handelstagen vor der Erklärung der Wandlung bzw. Optionsausübung entspricht.  

Die Wandel- bzw. Optionsanleihebedingungen können jeweils festlegen, dass im Falle 

der Wandlung bzw. Optionsausübung auch eigene Aktien der Gesellschaft gewährt 

werden können. Ferner kann vorgesehen werden, dass die Gesellschaft den Wandlungs- 

bzw. Optionsberechtigten nicht Aktien der Gesellschaft gewährt, sondern den 

Gegenwert in Geld zahlt. Der Gegenwert je Aktie entspricht nach näherer Maßgabe der 

Anleihebedingungen dem auf volle Cents aufgerundeten arithmetischen Mittelwert der 

Schlussauktionspreise von Aktien gleicher Ausstattung der Gesellschaft im Xetra-Handel 

(oder in einem an die Stelle des Xetra-Systems getretenen funktional vergleichbaren 

Nachfolgesystem) an der Frankfurter Wertpapierbörse an den letzten zehn 

Handelstagen vor der Erklärung der Wandlung bzw. Optionsausübung.  

(5) Wandlungs- bzw. Optionspreis 

Der jeweils festzusetzende Wandlungs- bzw. Optionspreis muss mindestens 80 Prozent 

des arithmetischen Mittelwerts der Schlussauktionspreise von Aktien gleicher 

Ausstattung der Gesellschaft im Xetra-Handel (oder in einem an die Stelle des Xetra-

Systems getretenen funktional vergleichbaren Nachfolgesystem) an der Frankfurter 

Wertpapierbörse an den letzten zehn Handelstagen vor dem Tag der Beschlussfassung 

durch den Vorstand über die Ausgabe der Schuldverschreibungen oder – für den Fall der 

Einräumung eines unmittelbaren Bezugsrechts – mindestens 80 Prozent des 

arithmetischen Mittelwerts der Schlussauktionspreise von Aktien gleicher Ausstattung 

der Gesellschaft im Xetra-Handel (oder in einem an die Stelle des Xetra-Systems 

getretenen funktional vergleichbaren Nachfolgesystem) an der Frankfurter 

Wertpapierbörse während der Bezugsfrist mit Ausnahme der Tage der Bezugsfrist, die 

erforderlich sind, damit der Wandlungs- bzw. Optionspreis gemäß § 186 Abs. 2 Satz 2 

AktG fristgerecht bekannt gemacht werden kann, betragen.  

§ 9 Abs. 1 AktG und § 199 AktG bleiben unberührt. 

(6) Verwässerungsschutz 

Erhöht die Gesellschaft während der Wandlungs- oder Optionsfrist ihr Grundkapital 

unter Einräumung eines Bezugsrechts an ihre Aktionäre oder begibt weitere Wandel- 

oder Optionsschuldverschreibungen bzw. gewährt oder garantiert Wandlungs- 

und/oder Optionsrechte und räumt den Inhabern schon bestehender Wandlungs- 
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und/oder Optionsrechte hierfür kein Bezugsrecht ein, wie es ihnen nach Ausübung des 

Wandlungs- und/oder Optionsrechts bzw. der Erfüllung ihrer Wandlungspflichten als 

Aktionär zustehen würde, oder wird durch eine Kapitalerhöhung aus 

Gesellschaftsmitteln das Grundkapital erhöht, so wird über die Wandelanleihe- bzw. 

Optionsbedingungen sichergestellt, dass der wirtschaftliche Wert der bestehenden 

Wandlungs- bzw. Optionsrechte unberührt bleibt, indem die Wandlungs- oder 

Optionsrechte wertwahrend angepasst werden, soweit die Anpassung nicht bereits 

durch Gesetz zwingend geregelt ist. Dies gilt entsprechend für den Fall der 

Kapitalherabsetzung oder anderer Kapitalmaßnahmen, von Umstrukturierungen, einer 

Kontrollerlangung durch Dritte, einer außerordentlichen Dividende oder anderer 

vergleichbarer Maßnahmen, die zu einer Verwässerung des Werts der Aktien führen 

können.  

§ 9 Abs. 1 AktG und § 199 AktG bleiben unberührt. 

(7) Bezugsrecht und Bezugsrechtausschluss 

Den Aktionären steht grundsätzlich ein Bezugsrecht zu, d.h. die Wandel- und/oder 

Optionsschuldverschreibungen sind grundsätzlich den Aktionären der Gesellschaft zum 

Bezug anzubieten. Die Schuldverschreibungen können auch von einem oder mehreren 

Kreditinstituten mit der Verpflichtung übernommen werden, sie den Aktionären zum 

Bezug anzubieten („mittelbares Bezugsrecht“). Werden Schuldverschreibungen von 

einem Konzernunternehmen ausgegeben, hat die Gesellschaft die Gewährung des 

gesetzlichen Bezugsrechts für die Aktionäre der Gesellschaft sicherzustellen.  

Der Vorstand wird jedoch ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats das 

Bezugsrecht der Aktionäre auf Schuldverschreibungen auszuschließen, sofern sie gegen 

Barzahlung ausgegeben werden und der Vorstand nach pflichtgemäßer Prüfung zu der 

Auffassung gelangt, dass der Ausgabepreis den nach anerkannten 

finanzmathematischen Methoden ermittelten theoretischen Marktwert der 

Schuldverschreibungen nicht wesentlich unterschreitet. Dies gilt jedoch nur für 

Schuldverschreibungen mit einem Wandlungs- und/oder Optionsrecht oder einer 

Wandlungspflicht auf Aktien mit einem anteiligen Betrag des Grundkapitals von bis zu 

zwanzig Prozent des zum Zeitpunkt des Wirksamwerdens oder – falls dieser Wert 

geringer ist – der Ausübung der vorliegenden Ermächtigung vorhandenen 

Grundkapitals. Auf diese Höchstgrenze von zwanzig Prozent des Grundkapitals ist der 

anteilige Betrag des Grundkapitals anzurechnen, der auf Aktien entfällt oder auf den sich 

Wandlungs- und/oder Optionsrechte bzw. -pflichten aus Schuldverschreibungen 

beziehen, die seit Erteilung dieser Ermächtigung unter Bezugsrechtsausschluss aufgrund 

einer Ermächtigung des Vorstands zum Bezugsrechtsausschluss in unmittelbarer bzw. 

sinngemäßer Anwendung von § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG ausgegeben oder die als 

erworbene eigene Aktien während der Laufzeit dieser Ermächtigung in anderer Weise 

als über die Börse oder durch ein Angebot an alle Aktionäre in entsprechender 

Anwendung des § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG veräußert worden sind.  

Der Vorstand ist darüber hinaus ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats das 

Bezugsrecht der Aktionäre für Spitzenbeträge, die sich aufgrund des Bezugsverhältnisses 

ergeben, auszuschließen und das Bezugsrecht mit Zustimmung des Aufsichtsrats auch 
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insoweit auszuschließen, als dies erforderlich ist, um den Inhabern von Wandlungs- bzw. 

Optionsrechten auf den Inhaber lautende Stückaktien der Gesellschaft ein Bezugsrecht 

in dem Umfang gewähren zu können, wie es ihnen nach Ausübung ihrer Wandlungs- 

bzw. Optionsrechte bzw. der Erfüllung ihrer Wandlungspflichten zustehen würde.  

(8) Weitere Gestaltungsmöglichkeiten 

Der Vorstand wird ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats die weiteren 

Einzelheiten der Ausgabe und Ausstattung der Schuldverschreibungen, insbesondere 

den Zinssatz und die Art der Verzinsung, den Ausgabekurs und die Laufzeit, die 

Stückelung, Verwässerungsschutzbestimmungen, den Wandlungs- bzw. 

Optionszeitraum sowie den Wandlungs- bzw. Optionspreis festzusetzen bzw. im 

Einvernehmen mit den Organen der die Schuldverschreibungen begebenden 

Konzernunternehmen festzulegen. 

b) Schaffung eines Bedingten Kapitals 2024 

Das Grundkapital der Gesellschaft wird um bis zu EUR 1.505.417,00 durch Ausgabe von bis 

zu 1.505.417 neuen, auf den Inhaber lautende Stückaktien mit einem anteiligen Betrag des 

Grundkapitals von je EUR 1,00 bedingt erhöht (Bedingtes Kapital 2024). Die bedingte 

Kapitalerhöhung dient der Gewährung von Aktien an die Inhaber bzw. Gläubiger von Wandel- 

und/oder Optionsschuldverschreibungen, die gemäß vorstehender Ermächtigung begeben 

werden. Die bedingte Kapitalerhöhung ist nur insoweit durchzuführen, wie von Wandlungs- 

bzw. Optionsrechten Gebrauch gemacht wird oder Wandlungspflichten aus solchen Wandel- 

und/oder Optionsschuldverschreibungen erfüllt werden und soweit nicht eigene Aktien zur 

Bedienung eingesetzt werden. Die Ausgabe der neuen Aktien erfolgt zu dem nach Maßgabe 

der vorstehenden Ermächtigung jeweils zu bestimmenden Options- bzw. Wandlungspreis. 

Die neuen Aktien nehmen vom Beginn des Geschäftsjahres an, in dem sie durch Ausübung 

von Wandlungs- bzw. Optionsrechten oder durch Erfüllung von Wandlungspflichten 

ausgegeben werden, am Gewinn teil. Der Vorstand wird ermächtigt, mit Zustimmung des 

Aufsichtsrats die weiteren Einzelheiten der Durchführung der bedingten Kapitalerhöhung 

festzusetzen. 

c) Aufhebung der Ermächtigung vom 12. August 2020 und Aufhebung des Bedingten Kapitals 

2020 

Die Ermächtigung des Vorstands zur Ausgabe von Wandel- und/oder 

Optionsschuldverschreibungen vom 12. August 2020 wird mit Eintragung der unter 

Tagesordnungspunkt 6 d) vorgeschlagenen Satzungsänderung aufgehoben. Das durch 

Beschluss der Hauptversammlung vom 12. August 2020 geschaffene Bedingte Kapital 2020 

in Höhe von EUR 3.186.740,00 gemäß § 4 Abs. (6) der Satzung der Gesellschaft wird mit 

Eintragung der unter Tagesordnungspunkt 6 d) vorgeschlagenen Satzungsänderung 

aufgehoben. 
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d) Satzungsänderung 

Der Absatz (6) des § 4 der Satzung der Gesellschaft wird wie folgt neu gefasst: 

„(6) Das Grundkapital der Gesellschaft ist um bis zu EUR 1.505.417,00 durch Ausgabe von 

bis zu 1.505.417 neuen, auf den Inhaber lautende Stückaktien mit einem anteiligen 

Betrag des Grundkapitals von je EUR 1,00 bedingt erhöht (Bedingtes Kapital 2024). Die 

bedingte Kapitalerhöhung wird nur insoweit durchgeführt, wie (i) die Inhaber bzw. 

Gläubiger von Wandlungsrechten oder Optionsscheinen, die gemäß den von der 

Gesellschaft oder von unter der Leitung der Gesellschaft stehenden 

Konzernunternehmen aufgrund des Ermächtigungsbeschlusses der 

Hauptversammlung vom 28. August 2024 bis zum 27. August 2029 ausgegebenen 

Wandel- und/oder Optionsschuldverschreibungen bestehen bzw. diesen beigefügt sind, 

von ihren Wandlungs- bzw. Optionsrechten Gebrauch machen oder (ii) die zur 

Wandlung verpflichteten Inhaber bzw. Gläubiger der von der Gesellschaft oder von 

unter der Leitung der Gesellschaft stehenden Konzernunternehmen aufgrund des 

Ermächtigungsbeschlusses der Hauptversammlung vom 28. August 2024 bis zum 27. 

August 2029 ausgegebenen Wandelschuldverschreibungen ihre Pflicht zur Wandlung 

erfüllen, in den Fällen (i) und (ii) jeweils soweit nicht eigene Aktien zur Bedienung 

eingesetzt werden. Die Ausgabe der neuen Aktien erfolgt zu dem nach Maßgabe des 

vorstehend bezeichneten Ermächtigungsbeschlusses jeweils zu bestimmenden 

Wandlungs- bzw. Optionspreis. Die neuen Aktien nehmen vom Beginn des 

Geschäftsjahres an, in dem sie durch die Ausübung von Wandlungs- bzw. 

Optionsrechten oder durch die Erfüllung von Wandlungspflichten ausgegeben werden, 

am Gewinn teil. Der Vorstand ist ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats die 

weiteren Einzelheiten der Durchführung der bedingten Kapitalerhöhung festzusetzen.“ 

e) Anmeldung zur Eintragung in das Handelsregister, Ermächtigung des Aufsichtsrats zur 

Fassungsänderung 

Der Vorstand wird angewiesen, die unter vorstehendem lit. c) und lit. d) dieses 

Tagesordnungspunktes 6 beschlossene Aufhebung des in § 4 Abs. (6) der Satzung 

enthaltenen Bedingten Kapitals 2020 und das neue Bedingte Kapital 2024 gemäß 

vorstehendem lit. b) und lit. d) dieses Tagesordnungspunktes 6 mit der Maßgabe zur 

Eintragung in das Handelsregister anzumelden, dass zunächst die Aufhebung des Bedingten 

Kapitals 2020 eingetragen wird, dies jedoch nur dann, wenn unmittelbar anschließend die 

Eintragung des Bedingten Kapitals 2024 erfolgt.  

Der Aufsichtsrat wird ermächtigt, die Fassung von § 4 Abs. (1) und § 4 Abs. (6) der Satzung 

entsprechend der jeweiligen Ausgabe der Bezugsaktien anzupassen sowie alle sonstigen 

damit in Zusammenhang stehende Anpassungen der Satzung vorzunehmen, die nur die 

Fassung betreffen. Entsprechendes gilt im Falle der Nichtausnutzung der Ermächtigung zur 

Ausgabe von Wandel- oder Optionsanleihen nach Ablauf des Ermächtigungszeitraumes 

sowie im Falle der Nichtausnutzung des bedingten Kapitals nach Ablauf der Fristen für die 

Ausübung von Wandlungs- oder Optionsrechten bzw. Wandlungspflichten.  
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Berichte an die Hauptversammlung 

Schriftlicher Bericht des Vorstands an die Hauptversammlung gemäß §§ 186 Abs. 4 Satz 2, 203 Abs. 

1, 2 AktG zu Punkt 5 der Tagesordnung 

Der Vorstand hat zu Punkt 5 der Tagesordnung gem. §§ 186 Abs. 4 Satz 2, 203 Abs. 1, 2 AktG einen 

schriftlichen Bericht über die Gründe für den Ausschluss des Bezugsrechts erstattet.  

Der Bericht kann von der Einberufung der Hauptversammlung an und auch während der 

Hauptversammlung auf der Internetseite der Gesellschaft unter https://www.nanofocus.de/investor-

relations/hauptversammlung/ eingesehen werden. Der Bericht wird wie folgt bekannt gemacht: 

Unter Tagesordnungspunkt 5 schlagen Vorstand und Aufsichtsrat die Schaffung eines neuen 

Genehmigten Kapitals 2024 vor. 

Die Satzung der Gesellschaft enthält in § 4 Abs. (3) ein Genehmigtes Kapital (Genehmigtes Kapital 

2020), das den Vorstand mit Zustimmung des Aufsichtsrats ermächtigt, bis zum 11. August 2025 das 

Grundkapital der Gesellschaft einmalig oder mehrmals durch ein- oder mehrmalige Ausgabe von 

neuen, auf den Inhaber lautenden Stückaktien gegen Bar- und/oder Sacheinlage zu erhöhen. Von 

dieser Ermächtigung ist bislang nicht Gebrauch gemacht worden.  

Um es der Gesellschaft zu ermöglichen, flexibel zu reagieren, soll das vorstehend beschriebene 

genehmigte Kapital aufgehoben werden und ein neues Genehmigtes Kapital (Genehmigtes Kapital 

2024) geschaffen werden. Dabei soll insbesondere auch dem Umstand Rechnung getragen werden, 

dass das maximale Volumen für einen erleichterten Ausschluss des Bezugsrechts gemäß § 186 Abs. 3 

Satz 4 AktG durch das am 15. Dezember 2023 in Kraft getretene Gesetz zur Finanzierung von 

zukunftssichernden Investitionen („Zukunftsfinanzierungsgesetz“) von vormals 10% des Grundkapitals 

auf 20% des Grundkapitals erhöht worden ist. 

Durch die Beschlüsse unter Tagesordnungspunkt 5 wird die bestehende Ermächtigung zur Erhöhung 

des Grundkapitals aufgehoben und durch eine neue fünfjährige Ermächtigung ersetzt. Mit der 

vorgeschlagenen Ermächtigung wird der Vorstand in die Lage versetzt, künftig im Rahmen des 

genehmigten Kapitals die Eigenkapitalausstattung der Gesellschaft den geschäftlichen und rechtlichen 

Erfordernissen anzupassen.  

Bei der Ausnutzung des genehmigten Kapitals wird den Aktionären grundsätzlich ein Bezugsrecht 

gewährt. Das Bezugsrecht kann jedoch vom Vorstand mit Zustimmung des Aufsichtsrats in folgenden 

Fällen ausgeschlossen werden: 

Das Bezugsrecht kann für Spitzenbeträge ausgeschlossen werden, die nicht gleichmäßig auf alle 

Aktionäre verteilt werden können. Ohne den Ausschluss des Bezugsrechts hinsichtlich des 

Spitzenbetrags würden die technische Durchführung der Kapitalerhöhung und die Ausübung des 

Bezugsrechts insbesondere bei der Kapitalerhöhung um runde Beträge erheblich erschwert. Die als 

freie Spitzen vom Bezugsrecht der Aktionäre ausgeschlossenen neuen Aktien werden bestmöglich für 

die Gesellschaft verwertet. Der Vorstand wird jedoch versuchen, die Entstehung von Spitzenbeträgen 

bei den Bezugsrechten zu vermeiden. 
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Darüber hinaus ist ein Bezugsrechtsausschluss möglich für einen anteiligen Betrag am Grundkapital 

von bis zu 20 %, bezogen sowohl auf das zum Zeitpunkt dieser Beschlussfassung als auch auf das zum 

Zeitpunkt der Ausgabe vorhandene Grundkapital, um die neuen Aktien zu einem Betrag auszugeben, 

der den Börsenpreis der bereits in den Handel einbezogenen Aktien nicht wesentlich unterschreitet, 

wobei nicht wesentlich eine Unterschreitung des durchschnittlichen Schlusskurses der letzten zehn 

Börsentage um bis zu 5 % ist. Diese auf § 186 Absatz 3 Satz 4 AktG gegründete Ermächtigung erlaubt 

die rasche Durchführung einer Barkapitalerhöhung zu einem den aktuellen Marktbedingungen 

möglichst nahe kommenden Ausgabebetrag. Bei der Ausnutzung der Ermächtigung wird der Vorstand 

den Abschlag auf den Börsenpreis so niedrig bemessen, wie dies nach dem Zeitpunkt der Platzierung 

vorherrschenden Marktbedingungen möglich ist. Durch die Ausgabe der Aktien in enger Anlehnung an 

den Börsenpreis werden auch die Belange der Aktionäre gewahrt. Denn aufgrund des Umstands, dass 

die Platzierung ohne gesetzliche Bezugsfrist unmittelbar nach Festsetzung des Ausgabebetrags 

erfolgen kann, muss bei der Festsetzung nicht das Kursänderungsrisiko für den Zeitraum einer 

Bezugsfrist berücksichtigt werden. Die Aktionäre haben grundsätzlich die Möglichkeit, ihre 

Beteiligungsquote durch Kauf von NanoFocus Aktien über die Börse aufrecht zu erhalten, während der 

Gesellschaft im Interesse der Aktionäre weitere Handlungsspielräume eröffnet werden, um kurzfristig 

günstige Börsensituationen auszunutzen. 

Weiter kann das Bezugsrecht vom Vorstand bei einer Kapitalerhöhung gegen Sacheinlagen 

insbesondere zum Zwecke des Erwerbs von Unternehmen, Unternehmensteilen oder Beteiligungen an 

Unternehmen ausgeschlossen werden. Im Falle des Erwerbs von Unternehmen, Unternehmensteilen 

oder Beteiligungen an Unternehmen, müssen diese im Rahmen des Unternehmensgegenstands der 

Gesellschaft liegen. Diese Ermächtigung soll den Vorstand insbesondere in die Lage versetzen, ohne 

Beanspruchung der Börse eigene Aktien der Gesellschaft zur Verfügung zu haben, um in geeigneten 

Einzelfällen Unternehmen, Unternehmensteile, Beteiligungen an Unternehmen oder sonstige 

Vermögensgegenstände gegen Überlassung von Aktien der Gesellschaft erwerben zu können. Der 

Erwerb eines Unternehmens oder einer Unternehmensbeteiligung erfordert in der Regel eine rasche 

Entscheidung. Durch die vorgesehene Ermächtigung wird dem Vorstand die Möglichkeit gegeben, bei 

entsprechend sich bietenden Gelegenheiten zur Akquisition rasch und flexibel auf vorteilhafte 

Angebote reagieren zu können. Dasselbe gilt im Hinblick auf die Einbringung von Forderungen oder 

anderen Wirtschaftsgütern. Es kommt bei einem Bezugsrechtsausschluss zwar zu einer Verringerung 

der relativen Beteiligungsquote und des relativen Stimmrechtsanteils der vorhandenen Aktionäre. Bei 

Einräumung eines Bezugsrechts wäre aber der Erwerb von Unternehmen, Unternehmensteilen, 

Beteiligungen an Unternehmen oder sonstigen Vermögensgegenständen gegen Gewährung von 

Aktien nicht möglich und die damit für die Gesellschaft und die Aktionäre verbundenen Vorteile wären 

nicht erreichbar. Konkrete Erwerbsvorhaben, für die von dieser Möglichkeit Gebrauch gemacht 

werden soll, bestehen zurzeit nicht. 

Der Vorstand soll weiter ermächtigt werden, mit Zustimmung des Aufsichtsrats das Bezugsrecht 

auszuschließen, wenn die Aktien Arbeitnehmern der Gesellschaft und/oder Arbeitnehmern eines mit 

der Gesellschaft verbundenen Unternehmens zum Erwerb angeboten werden sollen. Hierdurch 

können Aktien als Vergütungsbestandteil für Arbeitnehmer der Gesellschaft und/oder Arbeitnehmer 

eines mit der Gesellschaft verbundenen Unternehmens eingesetzt werden. Der vorgeschlagene 

Umfang des genehmigten Kapitals zur Ausgabe von Belegschaftsaktien von maximal 2% des 

Grundkapitals zum Zeitpunkt des Wirksamwerdens und im Zeitpunkt der Ausübung der Ermächtigung 

steht nach Auffassung des Vorstands in einem angemessenen Verhältnis zu der Anzahl der Mitarbeiter 

und der Geschäftstätigkeit des Unternehmens und rechtfertigt sich durch die Vorteile einer noch 
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engeren Bindung der Mitarbeiter an die Gesellschaft. Ziel ist es, die Identifikation der Mitarbeiter mit 

der Gesellschaft nachhaltig zu stärken und ihre Motivation zu fördern, indem sie auch als Aktionäre 

am langfristigen Unternehmenserfolg beteiligt werden. Die Ausgabe von Belegschaftsaktien ist hierzu 

ein geeignetes Mittel. Zur Vereinfachung des Ausgabeverfahrens soll es neben einer unmittelbaren 

Ausgabe der neuen Aktien an die berechtigten Mitarbeiter auch möglich sein, dass die neuen Aktien 

von einem Kreditinstitut oder einem nach § 186 Abs. 5 Satz 1 AktG gleichgestellten Unternehmen mit 

der Verpflichtung übernommen werden, sie ausschließlich zur Gewährung von Aktien an den 

genannten Personenkreis zu verwenden. Derzeit besteht kein Belegschaftsprogramm. 

Die Ermächtigung zum Ausschluss des Bezugsrechts zu Gunsten der Inhaber der von der Gesellschaft 

oder ihren Konzerngesellschaften ausgegebenen Schuldverschreibungen mit Options- oder 

Wandlungsrechten bzw. -pflichten dient dem Zweck, im Falle einer Ausnutzung dieser Ermächtigung 

den Options- bzw. Wandlungspreis nicht entsprechend den sogenannten Verwässerungsklauseln der 

Options- bzw. Wandlungsbedingungen ermäßigen zu müssen. Vielmehr soll auch den Inhabern der 

Schuldverschreibungen mit Options- oder Wandlungsrechten bzw. -pflichten ein Bezugsrecht in dem 

Umfang eingeräumt werden können, wie es ihnen nach Ausübung des Options- oder Wandlungsrechts 

bzw. nach Erfüllung der Options- oder Wandlungspflicht zustehen würde. Mit der Ermächtigung erhält 

der Vorstand die Möglichkeit, bei der Ausnutzung des Genehmigten Kapitals 2024 unter sorgfältiger 

Abwägung der Interessen zwischen beiden Alternativen zu wählen. Bei Abwägung aller genannten 

Umstände halten Vorstand und Aufsichtsrat den Ausschluss des Bezugsrechts in den genannten Fällen 

aus den aufgezeigten Gründen auch unter Berücksichtigung des zulasten der Aktionäre eintretenden 

Verwässerungseffektes für sachlich gerechtfertigt und für angemessen. 

Der Vorstand wird im Einzelfall besonders sorgfältig prüfen, ob der Einsatz der Ermächtigung zum 

Bezugsrechtsausschluss notwendig und für die Gesellschaft von Vorteil ist, bevor er die Zustimmung 

des Aufsichtsrats hierfür einholt. 

Der Vorstand wird der Hauptversammlung über jede Ausnutzung des Genehmigten Kapitals 2024 

berichten. 

Bericht des Vorstands an die Hauptversammlung zu Punkt 6 der Tagesordnung über den 

Bezugsrechtsausschluss bei der Ausgabe von Wandel- und/oder Optionsschuldverschreibungen 

gemäß § 221 Abs. 4 Satz 2 AktG in Verbindung mit § 186 Abs. 3 Satz 4 und Abs. 4 Satz 2 AktG 

Der Vorstand erstattet den nachfolgenden Bericht an die Hauptversammlung zu Tagesordnungspunkt 

6 gemäß § 221 Abs. 4 Satz 2 AktG in Verbindung mit § 186 Abs. 3 Satz 4 und Abs. 4 Satz 2 AktG über 

die Gründe für die Ermächtigung des Vorstands, das Bezugsrecht der Aktionäre bei Ausnutzung der 

Ermächtigung auszuschließen. Der Bericht kann von der Einberufung der Hauptversammlung an und 

auch während der Hauptversammlung auf der Internetseite der Gesellschaft unter 

https://www.nanofocus.de/investor-relations/hauptversammlung/ eingesehen werden. Der Bericht 

wird wie folgt bekannt gemacht: 

Unter Tagesordnungspunkt 6 schlagen Vorstand und Aufsichtsrat vor, die bestehende Ermächtigung 

zur Ausgabe von Wandel- und/oder Optionsschuldverschreibungen sowie das entsprechende bedingte 

Kapital (Bedingtes Kapital 2020) aufzuheben und eine neue Ermächtigung und ein neues bedingtes 

Kapital (Bedingtes Kapital 2024) zu schaffen. Dabei soll auch insoweit dem Umstand Rechnung 

getragen werden, dass das maximale Volumen für einen erleichterten Ausschluss des Bezugsrechts 

gemäß bzw. in entsprechender Anwendung von § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG durch das am  
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15. Dezember 2023 in Kraft getretene Zukunftsfinanzierungsgesetz von vormals 10% des Grundkapitals 

auf 20% des Grundkapitals erhöht worden ist. 

Dem Vorstand wurde mit Beschluss der Hauptversammlung vom 12. August 2020 die Ermächtigung 

erteilt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats bis zum 11. August 2025 einmalig oder mehrmals auf den 

Inhaber lautende Wandel- und/oder Optionsschuldverschreibungen (zusammen 

„Schuldverschreibungen“) mit oder ohne Laufzeitbeschränkung im Gesamtnennbetrag von bis zu  

EUR 30.000.000,00 zu begeben und den Inhabern bzw. Gläubigern von Schuldverschreibungen 

Wandlungs- bzw. Optionsrechte (auch mit Wandlungspflicht) für auf den Inhaber lautende Stückaktien 

der Gesellschaft mit einem anteiligen Betrag des Grundkapitals von insgesamt bis zu EUR 3.186.740,00 

nach näherer Maßgabe der Wandel- bzw. Optionsanleihebedingungen zu gewähren. Zur Bedienung 

der Schuldverschreibungen wurde ein Bedingtes Kapital 2020 in Höhe von bis zu EUR 3.186.740,00  

(§ 4 Abs. (6) der Satzung der Gesellschaft) geschaffen. 

Von dieser Ermächtigung wurde bislang kein Gebrauch gemacht. 

Vorstand und Aufsichtsrat halten es für zweckmäßig, die bestehende Ermächtigung 2020 sowie das 

bestehende Bedingte Kapital 2020 aufzuheben und durch eine neue Ermächtigung sowie ein neues 

bedingtes Kapital zu ersetzen. 

Angesichts des Umstands, dass von der Ermächtigung 2020 noch kein Gebrauch gemacht wurde und 

diese vollständig aufgehoben werden soll und ab diesem Zeitpunkt unter dieser Ermächtigung somit 

keine Schuldverschreibungen ausgegeben werden können, kann das bestehende Bedingte Kapital 

2020 vollständig aufgehoben und die Satzung entsprechend angepasst werden. 

Wir schlagen der Hauptversammlung daher die Schaffung einer neuen Ermächtigung und eines neuen 

Bedingten Kapitals zur Ausgabe von Wandel- und/oder Optionsschuldverschreibungen (zusammen 

„Schuldverschreibungen“) vor. Die Begebung von Wandel- und/oder Optionsschuldverschreibungen 

(bzw. Kombinationen dieser Instrumente) kann zusätzlich zu den klassischen Möglichkeiten der Fremd- 

und Eigenkapitalaufnahme die Möglichkeit bieten, je nach Marktlage attraktive 

Finanzierungsalternativen am Kapitalmarkt zu nutzen. Der Rahmen soll auf einen Gesamtnennbetrag 

der Schuldverschreibungen von maximal EUR 7.500.000,00 und eine Berechtigung zum Bezug von bis 

zu maximal 1.505.417 auf den Inhaber lautende Stückaktien der Gesellschaft begrenzt werden.  

Die Emission von Wandel- und/oder Optionsschuldverschreibungen ermöglicht die Aufnahme von 

Fremdkapital zu attraktiven Konditionen, das bei Fälligkeit unter Umständen in Eigenkapital 

umgewandelt wird und so der Gesellschaft erhalten werden kann. Die ferner vorgesehene Möglichkeit, 

neben der Einräumung von Wandel- und/oder Optionsrechten auch Wandlungspflichten zu 

begründen, erweitert den Spielraum für die Ausgestaltung dieses Finanzierungsinstruments. Die 

Ermächtigung gibt der Gesellschaft die erforderliche Flexibilität, die Schuldverschreibungen selbst oder 

über unter der Leitung der Gesellschaft stehende Konzernunternehmen („Konzernunternehmen“) zu 

platzieren. Die Ermächtigung legt die Grundlagen für die Bestimmung des Wandlungs- bzw. 

Optionspreises fest.  

Zur Bedienung der Wandlungs- und/oder Optionsrechte aus diesen Schuldverschreibungen soll ein 

entsprechendes bedingtes Kapital beschlossen werden.  
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Den Aktionären ist grundsätzlich ein Bezugsrecht zu gewähren. Bei einer Platzierung über 

Konzernunternehmen muss die Gesellschaft ebenfalls sicherstellen, dass den Aktionären der 

Gesellschaft das gesetzliche Bezugsrecht gewährt wird. Um die Abwicklung zu erleichtern, ist die 

Möglichkeit vorgesehen, die Schuldverschreibungen an ein oder mehrere Kreditinstitute mit der 

Verpflichtung auszugeben, den Aktionären die Schuldverschreibungen entsprechend ihrem 

Bezugsrecht zum Bezug anzubieten.  

Der Vorstand soll jedoch ermächtigt werden, mit Zustimmung des Aufsichtsrats das Bezugsrecht 

insoweit auszuschließen, als sich die Ausgabe von Aktien aufgrund von Wandlungs- bzw. 

Optionsrechten oder Wandlungspflichten auf bis zu zwanzig Prozent des Grundkapitals der 

Gesellschaft beschränkt. Auf diese Beschränkung auf zwanzig Prozent des Grundkapitals ist eine 

anderweitige Ausgabe von Aktien gegen Bareinlage oder eine Ausgabe von Wandlungs- und/oder 

Optionsrechten anzurechnen, soweit diese unter Ausnutzung einer Ermächtigung zum Ausschluss des 

Bezugsrechts entsprechend § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG während der Laufzeit dieser Ermächtigung erfolgt. 

Anzurechnen ist außerdem das Grundkapital, das auf erworbene eigene Aktien entfällt, die während 

der Laufzeit dieser Ermächtigung in anderer Weise als über die Börse oder durch ein Angebot an alle 

Aktionäre in entsprechender Anwendung des § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG veräußert werden. Durch diese 

Anrechnungen wird sichergestellt, dass keine Wandel- und/oder Optionsschuldverschreibungen 

ausgegeben werden, wenn dies dazu führen würde, dass insgesamt für mehr als zwanzig Prozent des 

Grundkapitals das Bezugsrecht der Aktionäre in unmittelbarer oder mittelbarer Anwendung von § 186 

Abs. 3 Satz 4 AktG durch den Vorstand ausgeschlossen wird. Diese weitergehende Beschränkung liegt 

im Interesse der Aktionäre, die bei entsprechenden Kapitalmaßnahmen ihre Beteiligungsquote 

möglichst aufrechterhalten wollen.  

Durch diese Möglichkeit des Ausschlusses des Bezugsrechts erhält die Gesellschaft die Flexibilität, 

günstige Kapitalmarktsituationen kurzfristig wahrzunehmen und durch eine marktnahe Festsetzung 

der Konditionen bessere Bedingungen bei der Festlegung von Zinssatz und Ausgabepreis der 

Schuldverschreibung zu erreichen. Maßgeblich hierfür ist, dass im Gegensatz zu einer Emission von 

Schuldverschreibungen mit Bezugsrecht der Ausgabepreis erst unmittelbar vor der Platzierung 

festgesetzt werden kann, wodurch ein erhöhtes Kursänderungsrisiko für den Zeitraum einer 

Bezugsfrist vermieden werden kann. Bei Gewährung eines Bezugsrechts muss dagegen der 

Bezugspreis bis zum drittletzten Tag der Bezugsfrist veröffentlicht werden. Angesichts der häufig zu 

beobachtenden Volatilität an den Aktienmärkten besteht damit ein Marktrisiko über mehrere Tage, 

welches zu Sicherheitsabschlägen bei der Festlegung der Anleihekonditionen und so zu nicht 

marktnahen Konditionen führt. Auch ist bei Gewährung eines Bezugsrechts wegen der Ungewissheit 

über seine Ausübung die erfolgreiche Platzierung bei Dritten gefährdet bzw. mit zusätzlichen 

Aufwendungen verbunden.  

Indem der Ausgabepreis der Schuldverschreibungen nicht wesentlich unter ihrem nach anerkannten 

finanzmathematischen Methoden ermittelten rechnerischen Marktwert festgelegt wird, soll dem 

Schutzbedürfnis der Aktionäre hinsichtlich einer Verwässerung ihres Anteilsbesitzes Rechnung 

getragen werden. Bei einem solchen Ausgabepreis der Schuldverschreibungen hätte nämlich das 

Bezugsrecht einen Wert von nahe null. So ist der Schutz der Aktionäre vor einer wirtschaftlichen 

Verwässerung ihres Anteilsbesitzes gewährleistet und den Aktionären entsteht kein wesentlicher 

wirtschaftlicher Nachteil durch einen Bezugsrechtsausschluss. Aktionäre, die ihren Anteil am 

Grundkapital der Gesellschaft aufrechterhalten möchten, können dies durch einen Zukauf über den 

Markt zu annähernd gleichen Konditionen erreichen.  
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Der Vorstand wird ferner ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats Spitzenbeträge vom 

Bezugsrecht auszunehmen. Solche Spitzenbeträge können sich aus dem Betrag des jeweiligen 

Emissionsvolumens und der Darstellung eines praktikablen Bezugsverhältnisses ergeben. Ein 

Ausschluss des Bezugsrechts für Spitzenbeträge erleichtert in diesen Fällen die Abwicklung der 

Kapitalmaßnahme. Die vom Bezugsrecht der Aktionäre ausgeschlossenen freien Spitzen werden 

entweder durch Verkauf über die Börse oder in sonstiger Weise bestmöglich für die Gesellschaft 

verwertet. Durch die Beschränkung auf Spitzenbeträge erleiden die Aktionäre keine nennenswerte 

Verwässerung.  

Weiterhin soll der Vorstand die Möglichkeit erhalten, mit Zustimmung des Aufsichtsrats das 

Bezugsrecht der Aktionäre auszuschließen, um den Inhabern oder Gläubigern von Wandlungs- 

und/oder Optionsrechten oder auch von mit Wandlungspflichten ausgestatteten 

Wandelschuldverschreibungen ein Bezugsrecht in dem Umfang einzuräumen, wie es ihnen nach 

Ausübung der Wandlungs- bzw. Optionsrechte oder nach Erfüllung der Wandlungspflichten zustehen 

würde. Dadurch wird eine wirtschaftliche Schlechterstellung der Inhaber/Gläubiger von Wandlungs- 

und/oder Optionsrechten (auch mit Wandlungspflicht) vermieden; ihnen wird ein 

Verwässerungsschutz gewährt, der der Kapitalmarktpraxis entspricht, die Platzierung der Wandel- 

und/oder Optionsschuldverschreibung erleichtert und der Gesellschaft einen höheren Mittelzufluss 

ermöglicht, weil der Wandlungs- bzw. Optionspreis in diesen Fällen nicht ermäßigt oder ein 

anderweitiger Verwässerungsschutz gewährt zu werden braucht. Die Belastung der bisherigen 

Aktionäre erschöpft sich darin, dass den Inhabern/Gläubigern von Wandlungs- und/oder 

Optionsrechten (auch mit Wandlungspflicht) ein Bezugsrecht gewährt wird, das ihnen ohnehin 

zustünde, wenn sie ihre Wandlungs- und/oder Optionsrechte bereits ausgeübt oder ihre Pflicht zur 

Wandlung bereits erfüllt hätten. In der Abwägung der Vor- und Nachteile erscheint der 

Bezugsrechtsausschluss in diesem Fall daher sachgerecht.  

In den Anleihebedingungen kann – zur Erhöhung der Flexibilität – vorgesehen werden, dass die 

Gesellschaft einem Wandlungs- bzw. Optionsberechtigten nicht Aktien der Gesellschaft gewährt, 

sondern den Gegenwert in Geld zahlt. Das vorgesehene bedingte Kapital dient dazu, die mit den 

Wandel- und/oder Optionsschuldverschreibungen verbundenen Wandlungs- bzw. Optionsrechte zu 

bedienen oder Wandlungspflichten auf Aktien der Gesellschaft zu erfüllen, soweit dafür nicht eigene 

Aktien eingesetzt werden.  
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Informationen zur Durchführung der virtuellen Hauptversammlung 

1. Virtuelle Hauptversammlung / Übertragung mit Bild und Ton / Zuschaltung 

Der Vorstand hat beschlossen, die ordentliche Hauptversammlung der Gesellschaft am  

28. August 2024 gemäß § 118a AktG in Verbindung mit § 16 Abs. 1a der Satzung der Gesellschaft als 

virtuelle Hauptversammlung ohne physische Präsenz der Aktionäre oder ihrer Bevollmächtigten (mit 

Ausnahme der Stimmrechtsvertreter der Gesellschaft) abzuhalten. Eine physische Präsenz der 

Aktionäre und ihrer Bevollmächtigten (mit Ausnahme der Stimmrechtsvertreter der Gesellschaft) am 

Ort der Hauptversammlung ist ausgeschlossen. 

Für Aktionäre, die sich ordnungsgemäß zur Hauptversammlung angemeldet haben, bzw. ihre 

Bevollmächtigten wird die gesamte Hauptversammlung, einschließlich einer etwaigen 

Fragenbeantwortung und der Abstimmungen, live mit Bild und Ton im Internet auf der Internetseite 

der Gesellschaft unter https://www.nanofocus.de/investor-relations/hauptversammlung/im 

passwortgeschützten Internetservice übertragen. Die hierfür erforderlichen persönlichen 

Zugangsdaten erhalten die Aktionäre bzw. ihre Bevollmächtigten nach der Anmeldung zur 

Hauptversammlung mit dem „HV-Ticket“ zugeschickt. Einzelheiten hierzu finden sich unten im 

nachfolgenden Abschnitt „2. Voraussetzung für die Teilnahme an der virtuellen Hauptversammlung 

und die Ausübung des Stimmrechts".  

Die Stimmrechtsausübung der Aktionäre oder ihrer Bevollmächtigten erfolgt ausschließlich im Wege 

der elektronischen Briefwahl oder durch Vollmachtserteilung an die von der Gesellschaft benannten 

Stimmrechtsvertreter. 

Über den passwortgeschützten Internetservice können die ordnungsgemäß angemeldeten Aktionäre 

(und ggf. deren Bevollmächtigte) gemäß den dafür vorgesehenen Verfahren unter anderem ihre 

Aktionärsrechte ausüben. 

Die Nutzung des passwortgeschützten Internetservices durch einen Bevollmächtigten setzt voraus, 

dass der Bevollmächtigte die entsprechenden Zugangsdaten erhält.  

Auch bevollmächtigte Intermediäre, Aktionärsvereinigungen, Stimmrechtsberater und sonstige durch 

§ 135 Abs. 8 AktG gleichgestellte Personen können sich des passwortgeschützten Internetservices 

bedienen. Die Gesellschaft stellt ihnen auf Wunsch einen elektronischen Zugang zur Verfügung. 

Bei Nutzung des passwortgeschützten Internetservices und Anklicken des Buttons „Betreten der 

Hauptversammlung“ während der Dauer der virtuellen Hauptversammlung am 28. August 2024 sind 

die Aktionäre bzw. ihre Bevollmächtigte elektronisch zur virtuellen Hauptversammlung zugeschaltet. 

Die elektronische Zuschaltung ermöglicht jedoch weder eine Teilnahme an der Versammlung im Sinne 

des § 118 Abs. 1 Satz 2 AktG noch eine Stimmrechtsausübung im Wege der elektronischen Teilnahme 

im Sinne des § 118a Abs. 1 Satz 2 Nr. 2 AktG. 
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2. Voraussetzung für die Teilnahme an der virtuellen Hauptversammlung und die Ausübung des 

Stimmrechts 

Zur Teilnahme an der virtuellen Hauptversammlung und zur Ausübung des Stimmrechts in der 

virtuellen sind gemäß § 17 der Satzung nur diejenigen Aktionäre berechtigt, die sich bei der 

Gesellschaft unter nachstehender Adresse, Telefax-Nummer oder E-Mail-Adresse unter Nachweis 

ihres Aktienbesitzes spätestens bis zum Ablauf des 21. August 2024 (24.00 Uhr MESZ) in Textform 

(§ 126b BGB) in deutscher oder englischer Sprache anmelden: 

NanoFocus AG  

c/o Better Orange IR & HV AG 

Haidelweg 48 

81241 München 

Deutschland 

Telefax: +49 (0)89 889 690 633 

E-Mail: anmeldung@linkmarketservices.eu 

Als Nachweis der Berechtigung zur Teilnahme an der Hauptversammlung oder zur Ausübung des 

Stimmrechts reicht die Vorlage eines in Textform (§ 126 b BGB) erstellten Nachweises über den 

Anteilsbesitz durch das depotführende Institut oder der Nachweis des Anteilsbesitzes in Textform 

durch den Letztintermediär gemäß § 67c Abs. 3 AktG aus.  

Gemäß § 17 Abs. (2) Satz 3 der Satzung hat sich der Nachweis des Anteilsbesitzes auf den 

Geschäftsschluss des 22. Tages vor der Hauptversammlung (Record Date), demnach auf den 

Geschäftsschluss (24:00 Uhr MESZ) des 6. August 2024 zu beziehen.  

Nach Eingang der Anmeldung sowie des besonderen Nachweises des Anteilsbesitzes werden den 

Aktionären die Zugangsdaten für die Nutzung des passwortgeschützten Internetservice übersandt 

(„HV-Ticket“). Wir bitten die Aktionäre, frühzeitig für die Anmeldung und Übersendung des 

Nachweises ihres Anteilsbesitzes an die Gesellschaft Sorge zu tragen. 

3. Verfahren für die Stimmabgabe durch einen Bevollmächtigten 

Der Aktionär kann sein Stimmrecht in der Hauptversammlung auch durch einen Bevollmächtigten, z.B. 

durch einen Intermediär, eine Aktionärsvereinigung, einen Stimmrechtsberater, die von der 

Gesellschaft benannten Stimmrechtsvertreter oder einen sonstigen Dritten, ausüben lassen. Auch im 

Fall einer Bevollmächtigung sind eine form- und fristgerechte Anmeldung und der Nachweis der 

Berechtigung zur Teilnahme an der Hauptversammlung und zur Ausübung des Stimmrechts nach den 

vorstehenden Bestimmungen erforderlich. Bevollmächtigt der Aktionär mehr als eine Person, so ist die 

Gesellschaft gemäß § 134 Abs. 3 Satz 2 AktG berechtigt, eine oder mehrere von diesen zurückzuweisen. 

Auch Bevollmächtigte können nicht physisch an der Hauptversammlung teilnehmen. Sie können das 

Stimmrecht für die von ihnen vertretenen Aktionäre lediglich im Rahmen ihrer jeweiligen Vollmacht 

im Wege der elektronischen Briefwahl oder durch (Unter-)Bevollmächtigung der weisungsgebundenen 

Stimmrechtsvertreter der Gesellschaft ausüben.  

Die Nutzung des passwortgeschützten Internetservices durch den Bevollmächtigten setzt voraus, dass 

der Bevollmächtigte die entsprechenden Zugangsdaten erhält. 
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Die Erteilung von Vollmachten, die nicht an einen Intermediär, eine Aktionärsvereinigung, einen 

Stimmrechtsberater oder an eine diesen nach § 135 Abs. 8 AktG gleichgestellte Person oder Institution 

erteilt werden, der Widerruf dieser Vollmachten und der Nachweis der Bevollmächtigung gegenüber 

der Gesellschaft bedürfen dabei der Textform (§ 126b BGB). 

Die Aktionäre, die einen Intermediär, eine Aktionärsvereinigung, einen Stimmrechtsberater oder eine 

diesen nach § 135 Abs. 8 AktG gleichgestellte Person oder Institution mit der Stimmrechtsausübung 

bevollmächtigen wollen, weisen wir darauf hin, dass in diesen Fällen die zu bevollmächtigende 

Institution oder Person möglicherweise eine besondere Form der Vollmacht verlangt, weil diese gemäß 

§ 135 AktG die Vollmacht nachprüfbar festhalten muss. Wir bitten daher die Aktionäre, sich in diesem 

Fall mit dem zu Bevollmächtigenden über die Form der Vollmacht abzustimmen. 

Der Nachweis der Bevollmächtigung kann per Post, Telefax oder E-Mail an die Gesellschaft spätestens 

bis zum 27. August 2024, 24:00 Uhr MESZ, unter der folgenden Postanschrift, Telefax-Nummer oder  

E-Mail-Adresse  

NanoFocus AG  

c/o Better Orange IR & HV AG 

Haidelweg 48 

81241 München 

Deutschland 

Telefax: +49 (0)89 889 690 655 

E-Mail: nanofocus@linkmarketservices.eu 

oder ab dem 7. August 2024 unter Nutzung des passwortgeschützten Internetservice unter 

https://www.nanofocus.de/investor-relations/hauptversammlung/ übermittelt, geändert oder 

widerrufen werden. Entscheidend ist der Zeitpunkt des Zugangs bei der Gesellschaft. 

Am Tag der virtuellen Hauptversammlung können Vollmachten ausschließlich unter Nutzung des unter 

https://www.nanofocus.de/investor-relations/hauptversammlung/ zugänglichen passwort-

geschützten Internetservice erteilt, geändert oder widerrufen werden.   

Vorstehende Übermittlungswege stehen jeweils bis zu den vorstehend genannten Zeitpunkten auch 

zur Verfügung, wenn die Erteilung der Vollmacht durch Erklärung gegenüber der Gesellschaft erfolgen 

soll; ein gesonderter Nachweis über die Erteilung der Bevollmächtigung erübrigt sich in diesem Fall. 

Der Widerruf oder die Änderung einer bereits erteilten Vollmacht kann ebenfalls auf den 

vorgenannten Übermittlungswegen jeweils bis zu den vorstehend genannten Zeitpunkten unmittelbar 

gegenüber der Gesellschaft erklärt werden. 

Aktionäre, die eine andere Person bevollmächtigen möchten, können für die Erteilung einer Vollmacht 

das Formular verwenden, welches nach ordnungsgemäßer Anmeldung und Nachweis des 

Anteilsbesitzes zugeschickt wird. Ein entsprechendes Formular steht auch auf der Internetseite der 

Gesellschaft unter https://www.nanofocus.de/investor-relations/hauptversammlung/ zum Download 

zur Verfügung. 
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4. Verfahren für die Stimmabgabe durch Stimmrechtsvertreter der Gesellschaft 

Aktionäre können sich auch durch die von der Gesellschaft benannten weisungsgebundenen 

Stimmrechtsvertreter vertreten lassen. Auch im Falle einer Bevollmächtigung der 

Stimmrechtsvertreter der Gesellschaft sind eine form- und fristgerechte Anmeldung und der Nachweis 

des Anteilsbesitzes nach den vorstehenden Bestimmungen erforderlich.  

Vollmachten und Weisungen an die Stimmrechtsvertreter der Gesellschaft können per Post, Telefax 

oder E-Mail an die vorstehend im Abschnitt „Verfahren für die Stimmabgabe durch einen 

Bevollmächtigten“ genannte Anschrift, Telefax-Nummer oder E-Mail-Adresse bis spätestens  

27. August 2024, 24:00 Uhr MESZ, oder ab dem 7. August 2024 unter Nutzung des unter 

https://www.nanofocus.de/investor-relations/hauptversammlung/ zugänglichen passwort-

geschützten Internetservice gemäß den dafür vorgesehenen Verfahren bis zum Zeitpunkt der 

Schließung der Abstimmung durch den Versammlungsleiter in der virtuellen Hauptversammlung am 

28. August 2024 erteilt, geändert oder widerrufen werden.  

Ein entsprechendes Formular wird nach ordnungsgemäßer Anmeldung und Anteilsbesitznachweis 

zugesandt und steht auch auf der Internetseite der Gesellschaft unter 

https://www.nanofocus.de/investor-relations/hauptversammlung/ zum Download zur Verfügung.  

Bei einer Bevollmächtigung der von der Gesellschaft benannten Stimmrechtsvertreter müssen diesen 

in jedem Falle Weisungen für die Ausübung des Stimmrechts erteilt werden. Die Stimmrechtsvertreter 

sind verpflichtet, entsprechend den ihnen erteilten Weisungen abzustimmen; sie können die 

Stimmrechte nicht nach eigenem Ermessen ausüben und sind auch bei erteilter Vollmacht nur zur 

Stimmrechtsausübung befugt, soweit eine ausdrückliche Weisung zu den zur Abstimmung stehenden 

Beschlussvorschlägen vorliegt. Die Stimmrechtsvertreter der Gesellschaft nehmen weder im Vorfeld 

noch während der virtuellen Hauptversammlung Weisungen oder Vollmachten zur Einlegung von 

Widersprüchen gegen Hauptversammlungsbeschlüsse, zur Ausübung des Fragerechts oder zur 

Stellung von Anträgen entgegen. 

5. Verfahren für die Stimmabgabe durch elektronische Briefwahl  

Ordnungsgemäß angemeldete Aktionäre können ihr Stimmrecht, auch ohne an der 

Hauptversammlung teilzunehmen, im Wege elektronischer Kommunikation (Briefwahl) abgeben. Die 

Aktionäre, die ihre Stimmen im Wege der elektronischen Briefwahl abgeben möchten, müssen sich 

ebenfalls unter Vorlage des besonderen Nachweises des Anteilsbesitzes rechtzeitig anmelden.   

Briefwahlstimmen ab dem 7. August 2024 unter Nutzung des unter 

https://www.nanofocus.de/investor-relations/hauptversammlung/ zugänglichen 

passwortgeschützten Internetservice gemäß den dafür vorgesehenen Verfahren bis zum Zeitpunkt der 

Schließung der Abstimmung durch den Versammlungsleiter in der virtuellen Hauptversammlung am 

28. August 2024 abgegeben, geändert oder widerrufen werden.  

Sollte zu einem Tagesordnungspunkt eine Einzelabstimmung durchgeführt werden, ohne dass dies im 

Vorfeld der Hauptversammlung mitgeteilt wurde, so gilt die Stimmabgabe im Wege der elektronischen 

Briefwahl zu diesem Tagesordnungspunkt insgesamt auch als entsprechende Stimmabgabe für jeden 

Punkt der Einzelabstimmung. 
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Auch bevollmächtigte Intermediäre, Aktionärsvereinigungen und Stimmrechtsberater oder sonstige 

gemäß § 135 Abs. 8 AktG gleichgestellte Personen und Institutionen können sich der elektronischen 

Briefwahl bedienen.   

6. Gegenanträge und Wahlvorschläge von Aktionären gemäß §§ 126 Abs. 1, 127 AktG: 

Gegenanträge im Sinne des § 126 AktG sowie Wahlvorschläge im Sinne des § 127 AktG sind 

ausschließlich an die folgende Anschrift zu richten: 

NanoFocus AG  

c/o Better Orange IR & HV AG 

Haidelweg 48 

D-81241 München 

Telefax: +49 (0)89 / 889 690 655 

E-Mail: antraege@linkmarketservices.eu 

Gegenanträge und Wahlvorschläge gegen die Vorschläge von Vorstand und/oder Aufsichtsrat zu den 

Punkten der Tagesordnung, die spätestens zum Ablauf des 13. August 2024 (24.00 Uhr MESZ) bei der 

vorstehenden Anschrift eingehen und die die weiteren Voraussetzungen für eine Pflicht der 

Gesellschaft zur Zugänglichmachung nach §§ 126, 127 AktG erfüllen, werden einschließlich des 

Namens des Aktionärs, einer etwaigen Begründung und einer etwaigen Stellungnahme der Verwaltung 

unter der Internetadresse https://www.nanofocus.de/investor-relations/hauptversammlung/ 

veröffentlicht. Anderweitig adressierte Anträge werden nicht berücksichtigt. 

Anträge oder Wahlvorschläge von Aktionären bzw. ihren Bevollmächtigten, die gemäß § 126 oder  

§ 127 AktG zugänglich zu machen sind, gelten als im Zeitpunkt der Zugänglichmachung gestellt. Die 

Gesellschaft ermöglicht, dass das Stimmrecht zu diesen Anträgen oder Wahlvorschlägen ab diesem 

Zeitpunkt ausgeübt werden kann. Anträge von nicht ordnungsgemäß angemeldeten oder nicht 

ordnungsgemäß legitimierten Aktionären müssen in der Hauptversammlung nicht behandelt werden. 

Aktionäre bzw. ihre Bevollmächtigten, die zu der Hauptversammlung zugeschaltet sind, haben darüber 

hinaus das Recht, in der Versammlung im Wege der Videokommunikation Anträge und Wahlvorschläge 

im Rahmen eines Rederechts zu stellen (vgl. dazu Ziffer 8.). 

7. Einreichung von Stellungnahmen 

Ordnungsgemäß angemeldete Aktionäre bzw. ihre Bevollmächtigten haben das Recht, nach § 130a 

Absatz 1 bis 4 AktG Stellungnahmen zu den Gegenständen der Tagesordnung in Textform im Wege 

elektronischer Kommunikation einzureichen. Dafür steht ihnen mit den entsprechenden Zugangsdaten 

der passwortgeschützte Internetservice auf der Internetseite der Gesellschaft unter 

https://www.nanofocus.de/investor-relations/hauptversammlung/ zur Verfügung.  

Stellungnahmen in Textform sind gemäß dem dafür vorgesehenen Verfahren als Datei im Dateiformat 

PDF mit einer empfohlenen Dateigröße von maximal 50 MB einzureichen.  

Die Einreichung mehrerer Stellungnahmen ist möglich. Mit dem Einreichen erklärt sich der Aktionär 

bzw. sein Bevollmächtigter damit einverstanden, dass die Stellungnahme unter Nennung seines 

Namens im passwortgeschützten Internetservice zugänglich gemacht wird.  
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Die Stellungnahmen sind bis spätestens fünf Tage vor der Versammlung, also spätestens am 22. August 

2024, 24:00 Uhr (MESZ), einzureichen. Eingereichte Stellungnahmen zu den Gegenständen der 

Tagesordnung werden, soweit nicht ausnahmsweise von einer Zugänglichmachung nach § 130a Abs. 3 

Satz 4 AktG abgesehen werden darf, bis spätestens vier Tage vor der Hauptversammlung, also 

spätestens am 23. August 2024, 24:00 Uhr (MESZ), in dem nur für ordnungsgemäß angemeldete 

Aktionäre bzw. deren Bevollmächtigte mit den entsprechenden Zugangsdaten zugänglichen 

passwortgeschützten Internetservice auf der Internetseite der Gesellschaft unter 

https://www.nanofocus.de/investor-relations/hauptversammlung/ zugänglich gemacht.  

Anträge und Wahlvorschläge, Fragen und Widersprüche gegen Beschlüsse der Hauptversammlung im 

Rahmen der in Textform eingereichten Stellungnahmen werden in der Hauptversammlung nicht 

berücksichtigt; das Stellen von Anträgen bzw. Unterbreiten von Wahlvorschlägen (dazu unter 

Abschnitt 6.), die Ausübung des Auskunftsrechts (dazu unter Abschnitt 9.) sowie die Einlegung von 

Widersprüchen gegen Beschlüsse der Hauptversammlung (dazu unter Abschnitt 10.) ist ausschließlich 

auf den in dieser Einladungsbekanntmachung jeweils gesondert beschriebenen Wegen möglich. 

8. Rederecht 

Aktionäre bzw. ihre Bevollmächtigten, die elektronisch zu der Hauptversammlung zugeschaltet sind, 

haben ein Rederecht in der Versammlung im Wege der Videokommunikation.  

Ab ca. 1 Stunde vor Beginn der Hauptversammlung wird über den passwortgeschützten Internetservice 

auf der Internetseite der Gesellschaft unter https://www.nanofocus.de/investor-

relations/hauptversammlung/ein virtueller Wortmeldetisch geführt, über den die Aktionäre bzw. ihre 

Bevollmächtigten ihren Redebeitrag anmelden können.  

Das Rederecht umfasst insbesondere auch das Recht, Anträge und Wahlvorschläge nach § 118a Abs. 1 

Satz 2 Nr. 3 AktG zu stellen (vgl. dazu auch Abschnitt 6.), das Auskunftsverlangen nach § 131 Abs. 1 

AktG (vgl. dazu auch Abschnitt 9.) sowie das Recht, Widerspruch gegen einen Beschluss der 

Hauptversammlung zu erklären (vgl. dazu auch Abschnitt 10.).  

Gemäß § 19 Abs. 3 der Satzung der Gesellschaft kann der Vorsitzende der Hauptversammlung das 

Frage-, Nachfrage- und Rederecht des Aktionärs zeitlich angemessen beschränken und Näheres dazu 

bestimmen. 

Die komplette virtuelle Hauptversammlung einschließlich der Videokommunikation wird im 

passwortgeschützten Internetservice über das System LinkMeeting von Better Orange IR & HV AG 

abgewickelt. Aktionäre bzw. ihre Bevollmächtigten, die ihren Redebeitrag über den virtuellen 

Wortmeldetisch anmelden wollen, benötigen für die Zuschaltung des Redebeitrags entweder ein nicht-

mobiles Endgerät (PC, Notebook, Laptop) mit dem installierten Browser Chrome ab Version 89, Edge 

ab Version 88 oder Safari ab Version 13.1 oder ein mobiles Endgerät (z. B. Smartphone oder Tablet). 

Mobile Endgeräte mit ANDROID-Betriebssystem benötigen als installierten Browser Chrome ab 

Version 89; mobile Endgeräte mit iOS-Betriebssystem benötigen als installierten Browser Safari ab 

Version 13.1. Für Redebeiträge müssen auf den Endgeräten eine Kamera und ein Mikrofon, auf die 

vom Browser aus zugegriffen werden kann, zur Verfügung stehen. Eine weitere Installation von 

Softwarekomponenten oder Apps auf den Endgeräten ist nicht erforderlich. Personen, die sich über 

den virtuellen Wortmeldetisch für einen Redebeitrag angemeldet haben, werden im 

passwortgeschützten Internetservice für ihren Redebeitrag freigeschaltet. Die Gesellschaft behält sich 
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vor, die Funktionsfähigkeit der Videokommunikation zwischen Aktionär bzw. Bevollmächtigtem und 

Gesellschaft in der Versammlung und vor dem Redebeitrag zu überprüfen und diesen zurückzuweisen, 

sofern die Funktionsfähigkeit nicht sichergestellt ist. 

9. Auskunftsrecht 

Jedem Aktionär ist gemäß § 131 Abs. 1 AktG auf Verlangen in der Hauptversammlung vom Vorstand 

Auskunft über Angelegenheiten der Gesellschaft zu geben, soweit sie zur sachgemäßen Beurteilung 

des Gegenstands der Tagesordnung erforderlich ist und kein Auskunftsverweigerungsrecht besteht 

(Auskunftsrecht). Die Auskunftspflicht des Vorstands erstreckt sich auch auf die rechtlichen und 

geschäftlichen Beziehungen der Gesellschaft zu den mit ihr verbundenen Unternehmen.  

Es ist vorgesehen, dass der Leiter der Hauptversammlung festlegen wird, dass das Auskunftsrecht nach 

§ 131 Abs. 1 AktG in der Hauptversammlung ausschließlich im Wege der Videokommunikation, also im 

Rahmen der Ausübung des Rederechts (dazu unter Abschnitt 8.) ausgeübt werden darf.  

§ 131 Abs. 4 Satz 1 AktG bestimmt, dass dann, wenn einem Aktionär wegen seiner Eigenschaft als 

Aktionär eine Auskunft außerhalb der Hauptversammlung gegeben worden ist, diese Auskunft jedem 

anderen Aktionär bzw. dessen Bevollmächtigtem auf dessen Verlangen in der Hauptversammlung zu 

geben ist, auch wenn sie zur sachgemäßen Beurteilung des Gegenstands der Tagesordnung nicht 

erforderlich ist.  

Zudem bestimmt § 131 Abs. 5 Satz 1 AktG, dass dann, wenn einem Aktionär eine Auskunft verweigert 

wird, er verlangen kann, dass seine Frage und der Grund, aus dem die Auskunft verweigert worden ist, 

in die Niederschrift über die Verhandlung aufgenommen werden. 

Im Rahmen der virtuellen Hauptversammlung wird gewährleistet, dass Aktionäre bzw. ihre 

Bevollmächtigten, die elektronisch zu der Hauptversammlung zugeschaltet sind, ihr Verlangen nach  

§ 131 Abs. 4 Satz 1 AktG sowie ihr Verlangen nach § 131 Abs. 5 Satz 1 AktG außer im Wege der 

Videokommunikation, also im Rahmen des Rederechts und des dafür vorgesehenen Verfahrens (dazu 

unter Abschnitt 8.), auch im Wege der elektronischen Kommunikation über den passwortgeschützten 

Internetservice auf der Internetseite der Gesellschaft unter  

https://www.nanofocus.de/investor-relations/hauptversammlung/ gemäß dem dafür vorgesehenen 

Verfahren mit den entsprechenden Zugangsdaten in der Hauptversammlung übermitteln können. 

10. Widerspruch gegen einen Beschluss der Hauptversammlung 

Ordnungsgemäß angemeldete Aktionäre oder ihre Bevollmächtigten, die elektronisch zu der 

Hauptversammlung zugeschaltet sind, haben das Recht, über den auf der Internetseite der 

Gesellschaft unter https://www.nanofocus.de/investor-relations/hauptversammlung/ 

passwortgeschützten Internetservice gemäß den dafür vorgesehenen Verfahren von Beginn der 

virtuellen Hauptversammlung am 28. August 2024 an bis zum Ende der virtuellen Hauptversammlung 

Widerspruch gegen einen Beschluss der Hauptversammlung zu Protokoll des Notars zu erklären. 

Darüber hinaus haben sie auch im Rahmen ihres Rederechts (dazu unter 8.) die Möglichkeit, 

Widerspruch zu Protokoll des Notars zu erklären. Die Gesellschaft weist nochmals darauf hin, dass die 

von der Gesellschaft benannten Stimmrechtsvertreter keine Weisungen zum Einlegen von 

Widersprüchen entgegennehmen. 
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11. Hinweis auf die Internetseite der Gesellschaft 

Diese Einladung zur Hauptversammlung, die der Hauptversammlung zugänglich zu machenden 

Unterlagen sowie weitere Informationen im Zusammenhang mit der Hauptversammlung sind alsbald 

nach der Einberufung auf der Internetseite der Gesellschaft unter 

https://www.nanofocus.de/investor-relations/hauptversammlung/ zugänglich. Die 

Abstimmungsergebnisse werden nach der Hauptversammlung unter derselben Internetadresse 

bekannt gegeben. 

12. Information zum Datenschutz für Aktionäre 

Verantwortlicher im Sinne des Datenschutzrechts ist die NanoFocus AG, Max-Planck-Ring 48,  

46049 Oberhausen. Sie erreichen die Gesellschaft unter  

ir@nanofocus.de 

und den Datenschutzbeauftragten unter 

Datenschutz@nanofocus.de 

Die NanoFocus AG verarbeitet als Verantwortlicher personenbezogene Daten ihrer Aktionäre und 

deren Stimmrechtsvertreter (Name, Anschrift, Sitz/Wohnort, Aktienanzahl, Aktiengattung, Besitzart 

der Aktien sowie Nummer des HV-Ticktes und Zugangsdaten zum passwortgeschützten 

Internetservice), um ihren gesetzlichen Pflichten nachzukommen und den Aktionären die Teilnahme 

an der Hauptversammlung und die Ausübung ihrer Rechte zu ermöglichen. Die Datenverarbeitung ist 

für die Teilnahme an der Hauptversammlung zwingend erforderlich. Rechtsgrundlage für die 

Verarbeitung ist Art. 6 Abs. 1c DSGVO. Daten über die Teilnahme an Hauptversammlungen werden 

gemäß der gesetzlichen Bestimmungen für einen Zeitraum von zehn Jahren aufbewahrt. 

Die NanoFocus AG bedient sich externer Dienstleister für die Ausrichtung der Hauptversammlung und 

wird diesen zur Erfüllung ihrer Tätigkeiten, soweit erforderlich, auch personenbezogene Daten 

zugänglich machen. Die Dienstleister dürfen die personenbezogenen Daten ausschließlich im Auftrag 

der NanoFocus AG und nicht zu eigenen Zwecken verarbeiten und müssen die Daten vertraulich 

behandeln. Eine Datenübermittlung in Drittländer oder an internationale Organisationen erfolgt nicht. 

Ihnen steht bei Vorliegen der jeweiligen gesetzlichen Voraussetzungen das Recht auf Auskunft nach 

Art. 15 DSGVO, auf Berichtigung nach Art. 16 DSGVO, auf Löschung nach Art. 17 DSGVO, auf 

Einschränkung der Verarbeitung nach Art. 18 DSGVO, das Recht auf Widerspruch nach Art. 21 DSGVO 

sowie das Recht auf Datenübertragbarkeit nach Art. 20 DSGVO zu. Darüber hinaus besteht ein 

Beschwerderecht bei der zuständigen Datenschutzaufsichtsbehörde nach Art. 77 DSGVO. 

Oberhausen, im Juli 2024 

NanoFocus AG 

Der Vorstand 


